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PRUFUNGSORDNUNG

DER IHK BERLIN

fur die Durchfiihrung von Abschluss- und Umschulungspriifungen

vom 3. Dezember 2025.

Die Industrie- und Handelskammer zu Berlin hat aufgrund
des Beschlusses des Berufsbildungsausschusses vom

3. Dezember 2025 gemalfs den Richtlinien des Hauptaus-
schusses fur Berufsbildung vom 7. Oktober 2025 als zustan-
dige Stelle nach § 47 Absatz 1 Satz 1 und § 79 Absatz 4 Satz
1 des Berufsbildungsgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 16. April 2025 (BGBL. 2025 | Nr. 117, 129), das
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 28. Oktober 2025 (BGBL.
2025 | Nr. 259) gedndert worden ist, die folgende Neufassung
der Prifungsordnung flr die Durchfiihrung von Abschluss-
und Umschulungsprifungen vom 20. Mai 2020, zuletzt
gedndert am 30. November 2022, beschlossen:

Erster Abschnitt
Priifungsausschiisse und Priiferdelegationen

§ 1 Errichtung

(1) Die IHK errichtet firr die Durchfiihrung der Abschluss-
und Umschulungsprifungen Prifungsausschisse (§ 39
Absatz 1 Satz 1/§ 62 Absatz 3 Satz 1 BBIG).

(2) Prufungsausschisse oder Priiferdelegationen nach § 42
Absatz 2 BBiG nehmen die Prifungsleistungen ab.

(3) Fur einen Ausbildungsberuf kdnnen bei Bedarf, insbe-
sondere bei einer grofsen Anzahl von Priflingen und bei
besonderen Anforderungen in der Ausbildungsordnung,
mehrere Prufungsausschusse errichtet werden.

(4) Mehrere IHKn kdnnen bei einer von ihnen gemeinsame
Prifungsausschisse errichten (§ 39 Absatz 1 Satz 2
BBIG).

§ 2 Zusammensetzung und Berufung
von Priifungsausschiissen

(1) Der Priifungsausschuss besteht aus drei Mitglie-
dern, sofern in einer Anlage zur Prifungsordnung flr
bestimmte Prifungsausschusse keine hohere Anzahl
festgelegt ist. Die Mitglieder mussen fur die Prufungsge-
biete sachkundig und fur die Mitwirkung im Prafungswe-
sen geeignet sein (§ 40 Absatz 1 Satz 2 BBiG).

Anlage zu § 2 Absatz 1 Satz 1

Fir die hier aufgelisteten Prifungsausschiisse® ist eine
hohere Anzahl als drei ordentliche Mitglieder festge-
legt:

PRUFUNGS-  GEGEBENEN- m%AE'ESEEF?
AUSSCHUSS ~ FALLSREGIO-  WMTGLIEDER
FUR DEN NALE ZUSTAN-  ¢ruterinnen und
ABSCHLUSS... DIGKEIT Stellvertreter)
Pharmakant/ 5
Pharmakantin
Kraftfahrzeug-
mechatroniker/ 6
Kraftfahrzeug-

mechatronikerin

* Die hier festgelegte Anzahl von ordentlichen Mitglie-
dern gilt auch fur Praferdelegationen, welchen nach

§ 42 Absatz 2 Satz 1 BBiG oder § 35a Absatz 2 Satz 1
HwO die Abnahme und abschlieende Bewertung von
Prifungsleistungen fir die aufgelisteten Prifungsaus-
schisse Ubertragen wird.

Dem Prifungsausschuss mussen als Mitglieder Beauf-
tragte der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer in glei-
cher Zahl sowie mindestens eine Lehrkraft einer
berufsbildenden Schule angehéren. Mindestens zwei
Drittel der Gesamtzahl der Mitglieder mussen Beauf-
tragte der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sein (§ 40
Absatz 2 Satz 1 und 2 BBIG).

Die Mitglieder werden von der zustandigen Stelle fir
eine einheitliche Periode, langstens fur funf Jahre
berufen (§ 40 Absatz 3 Satz 1 BBIiG).

Die Beauftragten der Arbeitnehmer werden auf
Vorschlag der im Bezirk der zustandigen Stelle beste-
henden Gewerkschaften und selbststandigen Vereini-
gungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspo-
litischer Zwecksetzung berufen (§ 40 Absatz 3 Satz 2
BBIG).
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(5) Lehrkrafte von berufsbildenden Schulen werden im
Einvernehmen mit der Schulaufsichtsbehérde oder der
von ihr bestimmten Stelle berufen (§ 40 Absatz 3 Satz 3
BBIG).

(6) Werden Mitglieder nicht oder nicht in ausreichender
Zahl innerhalb einer von der zustdndigen Stelle gesetz-
ten angemessenen Frist vorgeschlagen, so beruft die
IHK insoweit nach pflichtgemdRem Ermessen (§ 40
Absatz 3 Satz 4 BBIG).

(7) Die Mitglieder der Priifungsausschiisse kénnen nach
Anhdrung der an ihrer Berufung Beteiligten aus wich-
tigem Grunde abberufen werden (§ 40 Absatz 3 Satz 5
BBIG).

(8) Die Mitglieder der Priifungsausschisse haben Stell-
vertreterinnen oder Stellvertreter (§ 40 Absatz 2 Satz 3
BBiG). Die Absatze 3 bis 7 gelten fiir sie entsprechend.

(9) Die fir die Berufung von Priifungsausschussmitglie-
dern Vorschlagsberechtigten sind tber die Anzahl und
die Grél3e der einzurichtenden Priifungsausschiisse
sowie Uber die Zahl der von ihnen vorzuschlagenden
weiteren Prifenden zu unterrichten. Die Vorschlags-
berechtigten werden von der zustandigen Stelle dari-
ber unterrichtet, welche der von ihnen vorgeschlage-
nen Mitglieder, Stellvertreterinnen und Stellvertreter
sowie weiteren Priifenden berufen wurden (§ 40 Absatz
5 BBIG).

(10) Die Tatigkeit im Prifungsausschuss ist ehrenamtlich.
Fur bare Auslagen und fur Zeitversaumnis ist, soweit
eine Entschddigung nicht von anderer Seite gewdhrt
wird, eine angemessene Entschadigung zu zahlen,
deren Hohe von der zustdndigen Stelle mit Genehmi-
gung der obersten Landesbehodrde festgesetzt wird. Die
Entschadigung flr Zeitversaumnis hat mindestens im
Umfang von § 16 des Justizvergltungs- und -entscha-
digungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung zu
erfolgen (§ 40 Absatz 6 BBIG).

(11) Von den Absatzen 2 und 8 darf nur abgewichen werden,
wenn andernfalls die erforderliche Zahl von Mitglie-
dern des Prifungsausschusses nicht berufen werden
kann (§ 40 Absatz 7 BBIG).

§ 2a Priiferdelegationen

(1) Die IHK kann im Einvernehmen mit den Mitgliedern des
Prifungsausschusses die Abnahme und die abschlie-
Ssende Bewertung von Prifungsleistungen auf Prifer-
delegationen Ubertragen (§ 42 Absatz 2 Satz 1 BBiG).

(2) Fur die Zusammensetzung von Priiferdelegationen ist
§ 2 Absatz 1 und 2 entsprechend anzuwenden (§ 42
Absatz 2 Satz 2 BBIiG). Die Mitglieder der Priferdele-

gationen haben Stellvertreterinnen oder Stellvertreter
(§ 42 Absatz 2 Satz 2 BBIG).

Mitglieder von Priferdelegationen kénnen die Mitglie-
der der Prifungsausschisse, deren Stellvertreterin-
nen und Stellvertreter sowie weitere Prifende sein,

die durch die IHK nach § 40 Absatz 4 BBiG berufen
worden sind (§ 42 Absatz 2 Satz 3 BBiG). Fiir die Beru-
fungen gilt § 2 Absatz 3 bis 8 entsprechend. Die Beru-
fung weiterer Prifender kann auf bestimmte Prif- oder
Fachgebiete beschrankt werden (§ 40 Absatz 4 Satz 2
BBIG).

Die Mitwirkung in einer Priferdelegation ist ehrenamt-
lich. § 2 Absatz 10 gilt entsprechend.

Die IHK hat vor Beginn der Prufung Gber die Bildung
von Pruferdelegationen, Uber deren Mitglieder sowie
Uber deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter zu
entscheiden. Prufende kénnen Mitglieder mehrerer
Priferdelegationen sein. Sind verschiedene Prifungs-
leistungen derart aufeinander bezogen, dass deren
Beurteilung nur einheitlich erfolgen kann, so mussen
diese Prufungsleistungen von denselben Prifenden
abgenommen werden (§ 42 Absatz 3 BBIG).

§ 3 Ausschluss von der Mitwirkung
Bei der Zulassung und Prafung dirfen Angehdérige der
Priflinge nicht mitwirken. Angehorige im Sinne des
Satzes 1 sind:
1. Verlobte,
2. Ehegatten,
3. eingetragene Lebenspartner,
4. \erwandte und Verschwdgerte gerader Linie,
5. Geschwister,

6. Kinder der Geschwister,

7. Ehegatten der Geschwister und Geschwister der
Ehegatten,

8. Geschwister der Eltern,

9. Personen, die durch ein auf langere Dauer ange-
legtes Pflegeverhaltnis mit hduslicher Gemein-
schaft wie Eltern und Kind miteinander verbunden
sind (Pflegeeltern und Pflegekinder).




Angehorige sind die im Satz 2 aufgefiihrten Personen auch
dann, wenn

(2)

1. inden Fallen der Nummern 2, 3, 4 und 7 die die
Beziehung begriindende Ehe oder die Lebenspart-
nerschaft nicht mehr besteht;

2. inden Fallen der Nummern 4 bis 8 die Verwandt-
schaft oder Schwagerschaft durch Annahme als
Kind erloschen ist;

3. im Fall der Nummer 9 die hdusliche Gemeinschaft
nicht mehr besteht, sofern die Personen weiterhin
wie Eltern und Kind miteinander verbunden sind.

Halt sich ein Prifungsausschussmitglied oder ein
Mitglied einer Pruferdelegation nach Absatz 1 fur
ausgeschlossen oder bestehen Zweifel, ob die Voraus-
setzungen des Absatzes 1 gegeben sind, ist dies der
zustandigen Stelle mitzuteilen, wahrend der Priifung
dem Prufungsausschuss oder der Priuferdelegation. Die
Entscheidung Uber den Ausschluss von der Mitwirkung
trifft die IHK, wahrend der Prufung der Prifungsaus-
schuss oder die Priferdelegation. Im letzteren Fall darf
das betroffene Mitglied nicht mitwirken. Ausgeschlos-
sene Personen durfen bei der Beratung und Beschluss-
fassung nicht zugegen sein.

Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen
eine unparteiische Austbung des Prifungsamtes zu
rechtfertigen, oder wird von einem Prifling das Vorlie-
gen eines solchen Grundes behauptet, so hat die
betroffene Person dies der zustandigen Stelle mitzu-
teilen, wahrend der Prifung dem Prifungsausschuss
oder der Priferdelegation. Absatz 2 Satz 2 bis 4 gelten
entsprechend.

Ausbilderinnen/Ausbilder des Priiflings sollen, soweit
nicht besondere Umstdnde eine Mitwirkung zulassen
oder erfordern, nicht mitwirken.

Wenn in den Fdllen der Absdtze 1 bis 3 eine ordnungs-
gemale Besetzung des Prifungsausschusses nicht
maoglich ist, kann die IHK die Durchftihrung der
Prufung einem anderen oder einem gemeinsamen
Prafungsausschuss Ubertragen. Erforderlichenfalls
kann eine andere zustandige Stelle ersucht werden,

die Prifung durchzufiihren. Das Gleiche gilt, wenn

eine objektive Durchfihrung der Prifung aus anderen
Griinden nicht gewdhrleistet erscheint. Wenn in den
Fallen der Absdtze 1 bis 3 eine ordnungsgemale Beset-
zung der Pruferdelegationen nicht méglich ist, kann
der Prafungsausschuss die Prifung selber durchfih-
ren oder die Durchfihrung der Prufung auf eine andere
Priferdelegation tbertragen.

(1)

§ 4 Vorsitz, Beschlussfahigkeit, Abstimmung

Der Prifungsausschuss wahlt ein Mitglied, das den
Vorsitz fihrt, und ein weiteres Mitglied, das den
Vorsitz stellvertretend Ubernimmt. Der Vorsitz und das
ihn stellvertretende Mitglied sollen nicht derselben
Mitgliedergruppe angehéren (§ 41 Absatz 1 BBIG).

Der Prifungsausschuss ist beschlussfahig, wenn zwei
Drittel der Mitglieder, mindestens drei, mitwirken. Er
beschliet mit der Mehrheit der abgegebenen Stim-
men. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des
vorsitzenden Mitglieds den Ausschlag (§ 41 Absatz 2
BBIG).

Fur Priferdelegationen gelten die Absdtze 1 und 2
entsprechend.

§ 5 Geschéftsfiihrung

Die Geschdftsflihrung des Priifungsausschusses liegt
in Abstimmung mit dem Prifungsausschuss bei der
zustandigen Stelle. Einladungen (Vorbereitung, Durch-
fihrung, Nachbereitung), Protokollfiihrung und Durch-
fuhrung der Beschlusse werden im Einvernehmen mit
dem Vorsitz des Prifungsausschusses geregelt.

Zu den Sitzungen des Prifungsausschusses sind die
ordentlichen Mitglieder rechtzeitig einzuladen. Stell-
vertretende Mitglieder werden in geeigneter Weise
unterrichtet. Kann ein Mitglied an einer Sitzung nicht
teilnehmen, so soll es dies unverzlglich der zustan-
digen Stelle mitteilen. Fir ein verhindertes Mitglied
ist ein stellvertretendes Mitglied einzuladen, welches
derselben Gruppe angehdren soll.

Absatz 2 gilt fur Priferdelegationen entsprechend.

Die Sitzungsprotokolle sind von der protokollfiihrenden
Person und dem Vorsitz zu unterzeichnen. § 26 Absatz 1
bleibt unberihrt.

Bei Priiferdelegationen sind die Sitzungsprotokolle von

allen Mitgliedern zu unterzeichnen. § 26 Absatz 1 bleibt
unberihrt.

§ 6 Verschwiegenheit

Unbeschadet bestehender Informationspflichten, insbeson-
dere gegenutber dem Berufsbildungsausschuss, haben die
Mitglieder des Prifungsausschusses, der Priiferdelegation
und sonstige mit der Prufung befassten Personen Gber alle
Prifungsvorgdange Verschwiegenheit gegentber Dritten zu
wahren.
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Zweiter Abschnitt
Vorbereitung der Priifung

§ 7 Priifungstermine

Die IHK bestimmt in der Regel zwei flr die Durchfuh-
rung der Prifung maflgebende Zeitraume im Jahr.
Diese Zeitraume sollen auf den Ablauf der Berufsaus-
bildung und des Schuljahres abgestimmt sein. Die IHK
setzt die einzelnen Prufungstage fest.

Die IHK gibt die Zeitraume im Sinne des Absatzes 1

Satz 1 einschlielich der Anmeldefristen in geeigne-
ter Weise dffentlich mindestens einen Monat vor Ablauf
der Anmeldefrist bekannt. Wird die Anmeldefrist Giber-
schritten, kann die IHK die Annahme des Antrags
verweigern.

Werden far schriftlich durchzufihrende Prifungsbe-
reiche einheitliche Uberregionale Aufgaben verwendet,
sind dafur entsprechende Uberregional abgestimmte
Prifungstage anzusetzen.

§ 8 Zulassungsvoraussetzungen fiir die
Abschluss- und Umschulungspriifung

Zur Abschlussprifung ist zuzulassen (§ 43 Absatz 1
BBIG),

1. wer die Ausbildungsdauer zurtickgelegt hat oder
wessen Ausbildungsdauer nicht spater als zwei
Monate nach dem Prifungstermin endet,

2. wer an vorgeschriebenen Zwischenprufungen teil-
genommen sowie einen Ausbildungsnachweis
nach § 13 Satz 2 Nummer 7 BBiG tber den Ausbil-
denden oder die Ausbildende schriftlich oder elek-
tronisch vorgelegt hat und

3. wessen Berufsausbildungsverhaltnis in das
Verzeichnis der Berufsausbildungsverhdltnisse
eingetragen oder aus einem Grund nicht eingetra-
gen ist, den weder die Auszubildenden noch deren
gesetzliche Vertreterinnen/Vertreter zu vertreten
haben.

Behinderte Menschen sind zur Abschlussprifung auch
zuzulassen, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1
Nummer 2 und 3 nicht vorliegen (§ 65 Absatz 2 Satz 2
BBIG).

Die Zulassungsvoraussetzungen fur die Umschulungs-
prifung richten sich nach der Umschulungsordnung
oder der Umschulungsprifungsregelung der zustandi-
gen Stelle (§§ 58, 59 BBIG).

§ 9 Zulassungsvoraussetzungen fiir die Abschlussprii-

(1)

fung in zwei zeitlich auseinander fallenden Teilen

Sofern die Abschlussprifung in zwei zeitlich ausei-
nanderfallenden Teilen durchgefihrt wird, ist Gber
die Zulassung jeweils gesondert zu entscheiden (§ 44
Absatz 1 BBIG).

Zum ersten Teil der Abschlussprifung ist zuzulas-
sen (§ 44 Absatz 2 in Verbindung mit § 43 Absatz 1
Nummer 2 und 3 BBIG),

1. wer die in der Ausbildungsordnung vorgeschrie-
bene, erforderliche Ausbildungsdauer zurtckge-
legt hat,

2. wer einen Ausbildungsnachweis nach § 13 Satz 2
Nummer 7 BBiG Uber den Ausbildenden oder die
Ausbildende schriftlich oder elektronisch vorgelegt
hat und

3. wessen Berufsausbildungsverhadltnis in das
Verzeichnis der Berufsausbildungsverhdltnisse
eingetragen oder aus einem Grund nicht eingetra-
gen ist, den weder die Auszubildenden noch deren
gesetzliche Vertreterinnen/Vertreter zu vertreten
haben.

Zum zweiten Teil der Abschlussprifung ist zuzulassen
(§ 44 Absatz 3 BBIG), wer

1. Uber die Voraussetzungen in § 43 Absatz 1 BBiG
hinaus am ersten Teil der Abschlussprufung teil-
genommen hat,

2. auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 5 Absatz
2 Satz 1 Nummer 3 BBiG von der Ablegung des
ersten Teils der Abschlussprifung befreit ist oder

3. aus Grinden, die er nicht zu vertreten hat, am
ersten Teil der Abschlussprifung nicht teilgenom-
men hat. Im Fall des Satzes 1 Nummer 3 ist der
erste Teil der Abschlussprifung zusammen mit
dem zweiten Teil abzulegen.




§ 10 Zulassung von Absolventen schulischer
und sonstiger Bildungsgdnge

Zur Abschlussprifung ist ferner zuzulassen,

1. werin einer berufsbildenden Schule oder einer
sonstigen Berufsbildungseinrichtung ausgebildet
worden ist, wenn dieser Bildungsgang der Berufs-
ausbildung in einem anerkannten Ausbildungs-
beruf entspricht. Ein Bildungsgang entspricht der
Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbil-
dungsberuf, wenn er

a) nach Inhalt, Anforderung und zeitlichem
Umfang der jeweiligen Ausbildungsordnung
gleichwertig ist,

b) systematisch, insbesondere im Rahmen einer
sachlichen und zeitlichen Gliederung durchge-
fuhrt wird, und

¢) durch Lernortkooperation einen angemessenen
Anteil an fachpraktischer Ausbildung gewahr-
leistet (§ 43 Absatz2 BBIG);

2. wer einen Bildungsgang absolviert hat, welcher
nach der Rechtsverordnung eines Landes die
Voraussetzungen nach Nummer 1 erfillt.

§ 11 Zulassungsvoraussetzungen in besonderen Fillen

(1)

Auszubildende kénnen nach Anhérung der Ausbil-
denden und der Berufsschule vor Ablauf ihrer Ausbil-
dungszeit zur Abschlussprufung zugelassen werden,
wenn ihre Leistungen dies rechtfertigen (§ 45 Absatz 1
BBIG).

Zur Abschlussprufung ist auch zuzulassen, wer nach-
weist, dass er mindestens das Eineinhalbfache der Zeit,
die als Ausbildungsdauer vorgeschrieben ist, in dem
Beruf tdtig gewesen ist, in dem die Prifung abgelegt
werden soll. Als Zeiten der Berufstatigkeit gelten auch
Ausbildungszeiten in einem anderen, einschldgigen
Ausbildungsberuf. Vom Nachweis der Mindestzeit nach
Satz 1 kann ganz oder teilweise abgesehen werden,
wenn durch Vorlage von Zeugnissen oder auf andere
Weise glaubhaft gemacht wird, dass die Bewerberin/der
Bewerber die berufliche Handlungsféhigkeit erworben
hat, die die Zulassung zur Prifung rechtfertigt. Auslan-
dische Bildungsabschlisse und Zeiten der Berufsta-
tigkeit im Ausland sind dabei zu berticksichtigen (§ 45
Absatz 2 BBIG).

Zur Abschlussprufung ist auch zuzulassen, wer im
Rahmen eines Verfahrens nach § 1 Absatz 6 BBiG

die Bescheinigung der vollstandigen Vergleichbar-
keit seiner individuellen beruflichen Handlungsfahig-

()

keit (Zeugnis) mit der fir die Austibung des im Antrag
bestimmten anerkannten Ausbildungsberufs erforder-
lichen beruflichen Handlungsfahigkeit erhalten hat

(§ 45 Absatz 3 BBIG).

Soldatinnen/Soldaten auf Zeit und ehemalige Soldatin-
nen/Soldaten sind nach Absatz 2 Satz 3 zur Abschluss-
prufung zuzulassen, wenn das Bundesministerium

der Verteidigung oder die von ihm bestimmte Stelle
bescheinigt, dass die Bewerberin/der Bewerber beruf-
liche Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten erwor-
ben hat, welche die Zulassung zur Prufung rechtferti-
gen (§ 45 Absatz 4 BBIG).

§ 12 Zulassung zur Priifung

Der Antrag auf Zulassung zur Prufung ist durch die
Auszubildenden schriftlich oder elektronisch nach den
von der zustandigen Stelle bestimmten Fristen und
Formularen zu stellen. Die Auszubildenden haben die
Ausbildenden Uber die Antragstellung zu unterrichten.

In den Féllen von § 8 Absatz 3, §§ 10 und 11 Absatz 2
und 3 ist der Antrag auf Zulassung zur Prifung von
den Prdflingen einzureichen.

Ortlich zustandig fiir die Zulassung ist die IHK, in deren
Bezirk

1. inden Fallen der §§ 8, 9 und 11 Absatz 1 die
Ausbildungs- oder Umschulungsstdtte liegt,

2. inden Fallen der §§ 10, 11 Absatz 2 und 3 die auf
die Prufung vorbereitende Bildungsstétte oder der
gewdhnliche Aufenthalt der Priflinge liegt,

3. inden Fallen des § 1 Absatz 4 der gemeinsame
Prifungsausschuss errichtet worden ist.

Dem Antrag auf Zulassung sind beizufligen:
a) inden Fallen von § 8 Absatz 1 und 2, § 9 Absatz 3

* Bescheinigung Uber die Teilnahme an vorgeschrie-
benen Zwischenprifungen oder am ersten Teil der
Abschlussprufung,

* ein vorgeschriebener Gber den Ausbildenden oder die
Ausbildende schriftlich oder elektronisch vorgeleg-
ter Ausbildungsnachweis nach § 13 Satz 2 Nummer
7 BBIG;
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in den Fallen des § 9 Absatz 2

* ein vorgeschriebener Gber den Ausbildenden oder die
Ausbildende schriftlich oder elektronisch vorgeleg-
ter Ausbildungsnachweis nach § 13 Satz 2 Nummer
7 BBIG;

¢) inden Fallen des § 10

* Bescheinigung tber die Teilnahme an dem schu-
Lischen oder sonstigen Bildungsgang und in den
Fallen des § 10 Nummer 1 zusatzlich

* Bescheinigung tber die Teilnahme an der fachprak-
tischen Ausbildung im Rahmen des schulischen oder
sonstigen Bildungsganges;

d) im Fall des § 11 Absatz 1

* zusatzlich zu den Unterlagen nach Buchstabe a oder
Buchstabe b das letzte Zeugnis oder eine aktuelle
Leistungsbeurteilung der zuletzt besuchten berufs-
bildenden Schule;

e) inden Fallen des § 11 Absatz 2 Satz 1 und 2

* Tatigkeitsnachweis und gegebenenfalls Nachweis der
Dauer der Berufsausbildung in dem oder in einem
anderen einschlagigen Ausbildungsberuf und gege-
benenfalls glaubhafte Darlegung tber den Erwerb
der beruflichen Handlungsfahigkeit;

f) inden Fdllen des § 11 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 4

* glaubhafte Darlegung tber den Erwerb der berufli-
chen Handlungsfahigkeit oder Bescheinigung tGber
den Erwerb der beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse
und Fahigkeiten;

g) inden Féllen des § 11 Absatz 3

* Zeugnis Uber die Feststellung der vollstandigen
Vergleichbarkeit der individuellen beruflichen Hand-
lungsfahigkeit mit der fr die Ausiibung eines aner-
kannten Ausbildungsberufs erforderlichen berufli-
chen Handlungsfdhigkeit nach § 50c Absatz 3 Satz 2
BBIG.

Fur Wiederholungsprutfungen gentgt die form- und
fristgerechte Anmeldung zur Prifung.

§ 13 Entscheidung iiber die Zulassung

Uber die Zulassung zur Abschluss- und Umschulungs-
prufung entscheidet die IHK. Halt sie die Zulassungs-
voraussetzungen nicht flr gegeben, so entscheidet der
Prifungsausschuss (§ 46 Absatz 1 und § 62 Absatz 3
BBIG).

Sofern eine Umschulungsordnung (§ 58 BBiG) oder
eine Umschulungsprifungsregelung (§ 59 BBIG)

der zustandigen Stelle Zulassungsvoraussetzungen
vorsieht, sind auslandische Bildungsabschlisse und
Zeiten der Berufstatigkeit im Ausland zu bertcksichti-
gen (§ 61 BBiG).

Die Entscheidung Uber die Zulassung ist den Pruflingen
rechtzeitig unter Angabe des Prufungstages und -ortes
einschlieslich der erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel
schriftlich oder elektronisch mitzuteilen. Die Entschei-
dung uber die Nichtzulassung ist dem Prufling schrift-
lich mit Begrundung bekannt zu geben.

Die Zulassung kann von der zustdandigen Stelle im
Einvernehmen mit dem Prifungsausschuss bis zur
Bekanntgabe des Prifungsergebnisses widerrufen
werden, wenn sie aufgrund von gefdlschten Unterlagen
oder falschen Angaben ausgesprochen wurde.




Dritter Abschnitt
Durchfiihrung der Priifung

§ 14 Priifungsgegenstand

(1) Durch die Abschlussprifung ist festzustellen, ob der
Prifling die berufliche Handlungsfahigkeit erwor-
ben hat. In ihr soll der Prifling nachweisen, dass er
die erforderlichen beruflichen Fertigkeiten beherrscht,
die notwendigen beruflichen Kenntnisse und Fahig-
keiten besitzt und mit dem im Berufsschulunterricht
zu vermittelnden, fur die Berufsausbildung wesentli-
chen Lehrstoff vertraut ist. Die Ausbildungsordnung ist
zugrunde zu legen (§ 38 BBIG).

(2) Der Gegenstand der Umschulungsprifung ergibt
sich aus der jeweiligen Umschulungsordnung oder
Umschulungsprifungsregelung der zustandigen Stelle.

(3) Sofern sich die Umschulungsordnung oder die
Umschulungsprifungsregelung der zustandigen Stelle
auf die Umschulung fur einen anerkannten Ausbil-
dungsberuf richtet, sind das Ausbildungsberufsbild, der
Ausbildungsrahmenplan und die Prifungsanforderun-
gen zugrunde zu legen (§ 60 Satz 1 BBIG).

(4) Die Prifungssprache ist Deutsch, soweit nicht die
Ausbildungsordnung, die Umschulungsordnung oder
die -prifungsregelung der zustandigen Stelle etwas
Anderes vorsieht.

§ 15 Gliederung der Priifung

Die Gliederung der Prifung richtet sich nach der Ausbil-
dungsordnung oder der Umschulungsordnung oder
-prifungsregelung der zustandigen Stelle.

§ 16 Besondere Verhaltnisse behinderter Menschen

Bei der Durchfiihrung der Prifung sollen die besonderen
Verhaltnisse behinderter Menschen berticksichtigt werden.
Dies gilt insbesondere fur die Dauer der Prufung, die Zulas-
sung von Hilfsmitteln und die Inanspruchnahme von Hilfe-
leistungen Dritter wie Gebdrdensprachdolmetscher fir
horbehinderte Menschen (§ 65 Absatz 1 BBiG). Die Art der
Behinderung ist mit dem Antrag auf Zulassung zur Prafung
(§ 12) nachzuweisen.

§ 17 Befreiung von vergleichbaren Priifungsbestandteilen
bei der Umschulungspriifung

Bei der Umschulungsprifung (§§ 58, 59 BBIG) ist der Priif-
ling auf Antrag von der Ablegung einzelner Prifungsbe-
standteile durch die IHK zu befreien, wenn er eine andere
vergleichbare Prifung vor einer offentlichen oder staatlich
anerkannten Bildungseinrichtung oder vor einem staatli-
chen Prifungsausschuss erfolgreich abgelegt hat und die

Anmeldung zur Umschulungsprifung innerhalb von zehn
Jahren nach der Bekanntgabe des Bestehens der anderen
Prifung erfolgt (§ 62 Absatz 4 BBIG).

§ 18 Priifungsaufgaben

(1) Der Prifungsausschuss beschlieRt auf der Grundlage
der Ausbildungsordnung oder der Umschulungsord-
nung oder -prifungsregelung der zustdndigen Stelle
die Prifungsaufgaben.

(2) Uberregional oder von einem Aufgabenerstellungsaus-
schuss bei der zustandigen Stelle erstellte oder ausge-
wahlte Aufgaben sind vom Prifungsausschuss zu Uber-
nehmen, sofern diese Aufgaben von Gremien erstellt
oder ausgewahlt und beschlossen wurden, die entspre-
chend § 2 Absatz 2 zusammengesetzt sind, und die IHK
iiber die Ubernahme entschieden hat.

(3) Sind an einem Tag ausschlieBlich schriftliche
Prifungsleistungen zu erbringen, soll die Dauer der
Prifung 300 Minuten nicht Gberschreiten.

§18a Durchfiihrung schriftlicher Priifungsleistungen

(1) Sind nach der Ausbildungsordnung Aufgaben schrift-
lich zu bearbeiten, kann die IHK bestimmen, dass diese
ganz oder in Teilen in digitaler Form an einem festgeleg-
ten Prufungsort unter Aufsicht durchgefiihrt werden. Vor
der Entscheidung ist der Berufsbildungsausschuss nach
§ 79 BBIG einzubeziehen. Die Prifungsausschisse sind
rechtzeitig zu informieren.

(2) Die digitale Durchfiihrung der Priifung erfolgt unter
folgenden Mal3gaben:

1. die IHK hat die erforderlichen digitalen Endgerate
mit der erforderlichen digitalen Ausstattung (digita-
les Prifungssystem) zur Verfligung zu stellen;

2. Pruflingen und den Priufenden ist vor der Prifung
ausreichend Gelegenheit zu geben, sich mit dem
digitalen Prafungssystem vertraut zu machen;

3. wdahrend der Abnahme der Prifungsleistung hat
eine fur das digitale Prifungssystem technisch
sachkundige Person zur Verfligung zu stehen;

4. beinicht durch den Prifling zu vertretenden techni-
schen Stérungen ist der damit verbundene Zeitver-
lust durch entsprechende Zeitverlangerung auszu-
gleichen;

5. esistsicherzustellen, dass nach dem jeweiligen
Stand der Technik die von den Priflingen und den
Prufenden eingegebenen Daten diesen stets eindeu-
tig und innerhalb der Aufbewahrungsfrist nach § 31
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dauerhaft zugeordnet werden kénnen. Die Unver-
anderbarkeit der abschlieBend tbermittelten Daten
durch die Pruflinge und die Prifenden ist sicherzu-
stellen. Die gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz
der personenbezogenen Daten sind einzuhalten.

§18b Virtuelle Teilnahme von Priifenden

(1) Die IHK kann bestimmen, dass bei der Abnahme und
Bewertung von Prafungsleistungen, deren Bewertung
die Anwesenheit der Priifenden bei der Abnahme erfor-
dert, Priifende unter Einsatz der Ubertragung von Bild
und Ton (Videokonferenz) teilnehmen, wenn

1. die abzunehmenden Prifungsleistungen fur diese
Form der Durchfiihrung geeignet sind,

2. die Pruflinge mit der Ladung zur Prifung Gber
diese Form der Durchfihrung informiert worden
sind,

3. die Pruflinge sich unter Aufsicht an einem Ort
befinden, der von der zustandigen Stelle festgelegt
worden ist,

4. sich mindestens ein Prifender am gleichen Ort wie
die Priflinge befindet,

5. die IHK die zu nutzende Videokonferenztechnik
festgelegt hat und deren Funktionsfahigkeit sowie
deren Barrierefreiheit sicherstellt,

6. den Prdflingen und den Prifenden vor der Prifung
ausreichend Gelegenheit gegeben worden ist, sich
mit der Videokonferenztechnik vertraut zu machen,

7. wahrend der Abnahme der Prifungsleistung eine
fur die Videokonferenztechnik sachkundige Person
zur Verflgung steht,

8. beivorubergehenden technischen Stérungen,
die nicht durch den Prifling zu vertreten sind,
der damit verbundene Zeitverlust durch entspre-
chende Zeitverlangerung ausgeglichen wird und

9. keine Aufzeichnung der Videokonferenz erfolgt.

Auf Antrag einzelner Prifender bei der zustandigen Stelle
gilt Satz 1 nur flr einzelne Prifungsleistungen und diese
Prifenden mit der MalRgabe, dass die Gibrigen Prifenden
des jeweiligen Prufungsausschusses oder der jeweiligen
Priferdelegation dem Antrag zustimmen (§ 42a Absatz 1
BBIG).

(2) Die IHK kann bestimmen, dass die Priifenden an
Sitzungen von Prifungsausschissen oder Priiferde-
legationen auch ohne Anwesenheit an einem Ort teil-
nehmen und samtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz
oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation
austiben kénnen (§ 42a Absatz 2 BBIiG).

§ 19 Nichtoffentlichkeit

Die Priifungen sind nicht éffentlich. Vertreterinnen/
Vertreter der obersten Bundes- oder Landesbehor-
den, der zustandigen Stelle sowie die Mitglieder des
Berufsbildungsausschusses der zustandigen Stelle
konnen anwesend sein. Der Prufungsausschuss oder
die Pruferdelegation kann im Einvernehmen mit der
zustandigen Stelle andere Personen als Gdste zulassen.
An der Beratung Uber das Prufungsergebnis darfen
nur die Mitglieder des Prifungsausschusses oder der
Priferdelegation beteiligt sein.

§ 20 Leitung, Aufsicht und Niederschrift

(1) Die Prifung wird unter Leitung des Vorsitzes vom
gesamten Prifungsausschuss unbeschadet der Rege-
lungen in § 25 Absatz 3 und 4 durchgefihrt.

(2) Die IHK regelt im Einvernehmen mit dem Priifungs-
ausschuss die Aufsichtsfuhrung, die sicherstellen soll,
dass die Prafungsleistungen selbststandig und nur
mit erlaubten Arbeits- und Hilfsmitteln durchgefihrt
werden.

(3) Uber den Ablauf der Priifung ist eine Niederschrift zu
fertigen.

§ 21 Ausweispflicht und Belehrung

Die Priflinge haben sich tiber ihre Person auszuweisen.
Sie sind vor Beginn der Prifung Gber den Prifungsablauf,
die zur Verflgung stehende Zeit, die erlaubten Arbeits-
und Hilfsmittel, die Folgen von Tauschungshandlungen
und Ordnungsverstéfien, Ricktritt und Nichtteilnahme zu
belehren.

§ 22 Tauschungshandlungen und Ordnungsversto3e

(1) Unternimmt es ein Prifling, das Priifungsergebnis
durch Tauschung oder Benutzung nicht zugelassener
Hilfsmittel zu beeinflussen oder leistet er Beihilfe zu
einer Tauschung oder einem Tauschungsversuch, liegt
eine Tauschungshandlung vor.

(2) Wird wahrend der Prifung festgestellt, dass ein Prif-
ling eine Tauschungshandlung begeht oder einen
entsprechenden Verdacht hervorruft, ist der Sachver-
halt von der Aufsichtsfihrung festzustellen und zu
protokollieren. Der Prifling setzt die Prufung vorbe-




I )

haltlich der Entscheidung des Prifungsausschusses
Uber die Tauschungshandlung fort.

Liegt eine Tauschungshandlung vor, wird die von der
Tauschungshandlung betroffene Prifungsleistung

mit ,ungenlgend" (= 0 Punkte) bewertet. In schwe-

ren Fdllen, insbesondere bei vorbereiteten Tauschungs-
handlungen, kann der Prufungsausschuss den
Prifungsteil oder die gesamte Prifung mit ,ungeni-
gend" (= 0 Punkte) bewerten. Soweit Prifungsleistun-
gen einer Priferdelegation zur Abnahme und abschlie-
Senden Bewertung Ubertragen worden sind, kann die
Priferdelegation die Prifungsleistung mit ,ungend-
gend” (= 0 Punkte) bewerten.

Behindert ein Prifling durch sein Verhalten die
Prifung so, dass die Prufung nicht ordnungsgemal’
durchgefiihrt werden kann, ist er von der Teilnahme
auszuschliel3en. Die Entscheidung hiertber kann von
der Aufsichtsfuhrung oder den mit der Prifungsab-
nahme beauftragten Prifenden getroffen werden. Die
endgdltige Entscheidung uber die Folgen fur den Pruf-
ling hat der Prufungsausschuss unverziglich zu tref-
fen. Gleiches gilt bei Nichtbeachtung der Sicherheits-
vorschriften.

Vor einer endgdltigen Entscheidung des Prifungsaus-
schusses oder der Priferdelegation nach den Absdtzen
3 und 4 ist der Prufling zu héren.

§ 23 Riicktritt, Nichtteilnahme

Der Prifling kann nach erfolgter Anmeldung vor
Beginn der Prifung durch schriftliche oder elektro-
nische Erklarung zurdcktreten. In diesem Fall gilt die
Prifung als nicht abgelegt.

Versaumt der Prufling einen Prifungstermin, so
werden bereits erbrachte selbststandige Prifungsleis-
tungen anerkannt, wenn ein wichtiger Grund fur die
Nichtteilnahme vorliegt. Selbststandige Prifungsleis-
tungen sind solche, die thematisch klar abgrenzbar
und nicht auf eine andere Prufungsleistung bezogen
sind sowie eigenstandig bewertet werden.

Erfolgt der Racktritt nach Beginn der Prifung oder
nimmt der Prufling an der Prufung nicht teil, ohne dass
ein wichtiger Grund vorliegt, so wird die Prifung mit 0
Punkten bewertet.

Bei den zeitlich auseinanderfallenden Teilen einer
Abschlussprufung gelten die Absétze 1 bis 3 fur den
jeweiligen Teil.

(5) Der wichtige Grund ist unverzlglich mitzuteilen und
nachzuweisen. Im Krankheitsfall ist die Vorlage eines
arztlichen Attestes erforderlich.
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Vierter Abschnitt NOTE NOTE

Bewertung, Feststellung und Beurkundung PUNKTE i< Dezimalzaht  in Worten DEFINITION
des Priifungsergebnisses
65 und 66 35
§ 24 Bewertungsschliissel 63 und 64 36
Die Prifungsleistungen sind wie folgt zu bewerten: 62 37
60 und 61 38 eine Leistung,
NOTE NOTE die zwar Mangel
PUNKTE als Dezimalzahl  in Worten DEFINITION 58 und 59 3,9 Ausreichend aufweist, abergim
100 1,0 56 und 57 4,0 Ganzen den
' Anforderungen
98 und 99 11 eine Leistung, die 95 41 noch entspricht
96 und 97 1,2 sehrgu  JEn Anforderungen 535454 4,2
in besonderem
94 und 95 13 MafR entspricht 51 und 52 4,3
92 und 93 1,4 50 4.4
o1 15 48 und 49 45
90 1,6 46 und 47 4,6
89 1,7 44.und 45 47 eine Leistung, die
88 1,8 42 und 43 4,8 den Anforderungen
' nicht entspricht,
87 1,9 eine Leistung, die 40 und 41 49 lhaft Jedoch erkinnen
gut den Anforderungen mangelhait lisst d .

2 ) 38 und 39 5,0 asst, dass gewisse
85und 86 L ol et Grundkenntnisse
84 21 36 und 37 51 noch vorhanden
83 22 34 und 35 5,2 sind
82 23 32 und 33 53
81 2,4 30 und 31 5,4
79 und 80 2,5 25 bis 29 5,5
78 2,6 20 bis 24 5,6 eine Leistung, die

) den Anforderungen

" 2,7 15 bis 19 57 ungeniigend nicht entspricht
75 und 76 2,8 10 bis 14 5,8 und bei der selbst

eine Leistung, die o 46 Grundkenntnisse
4 2,9 befriedigend den Anforderungen 'S ' fehlen
72 und 73 3,0 im Allgemeinen 0 bis 4 6,0

entspricht
71 31 Der Hundert-Punkte-Schlissel ist der Bewertung aller
70 39 Prifungsleistungen sowie der Ermittlung von Zwischen-
' und Gesamtergebnissen zugrunde zu legen.

68 und 69 33

67 3,4




(1)

Far

§ 25 Bewertungsverfahren, Feststellung
der Priifungsergebnisse

Der Prufungsausschuss fasst die Beschlisse tber

1. die Noten zur Bewertung einzelner Prifungsleis-
tungen, die er selbst abgenommen hat,

2. die Noten zur Bewertung der Prifung insgesamt
sowie

3. das Bestehen oder Nichtbestehen der Abschluss-
prufung.

die Beschlussfassung erhalt der Ausschuss die Ergeb-

nisniederschriften nach § 26 Absatz 1. Dem jeweiligen
Prafungsausschuss sind zum Zweck der abschlieRenden
Bewertung und Feststellung des Prufungsergebnisses alle
erforderlichen Unterlagen zur Verfligung zu stellen.

(2)

14

Werden in einem Prifungsbereich als schriftlich zu
bearbeitende Aufgaben ausschliefslich Antwort-Wahl-
Aufgaben im Sinne des § 42 Absatz 4 BBiG eingesetzt,
so ist eine mindestens ,ausreichende" Prifungsleis-
tung erbracht, wenn das vom Prufling erzielte Ergeb-
nis mindestens 50 Prozent der insgesamt erreichba-
ren Punkte betrdgt (absolute Bestehensgrenze) oder
wenn bei einer Prufung mit mindestens 100 Pruflingen
mit gleichem Aufgabensatz die vom Prifling erzielte
Punktzahl die durchschnittliche Punktzahl aller erst-
mals an dieser Prufung teilnehmenden Pruflinge um
nicht mehr als 10 Prozent in den schriftlich zu bearbei-
tenden Aufgaben dieses Prufungsbereichs unterschrei-
tet (relative Bestehensgrenze). Die relative Bestehens-
grenze findet nur dann Anwendung, wenn der Pruf-
ling mindestens 45 Prozent der insgesamt erreichbaren
Punkte in den schriftlich zu bearbeitenden Aufgaben
dieses Prufungsbereichs erreicht hat.

Nach § 47 Absatz 2 Satz 2 BBIG erstellte oder ausge-
wdhlte Antwort-Wahl-Aufgaben kénnen automatisiert
ausgewertet werden, wenn das Aufgabenerstellungs-
oder Aufgabenauswahlgremium festgelegt hat, welche
Antworten als zutreffend anerkannt werden. Die Ergeb-
nisse sind vom Prifungsausschuss zu Ubernehmen. Auf
die Anderung der Bewertung abzielende Hinweise von
dem Prufungsausschuss oder der Priferdelegation sind
an die IHK innerhalb einer von ihr gesetzten Frist zu
richten. Das Aufgabenerstellungs- oder Aufgabenaus-
wahlgremium entscheidet Uber das weitere Vorgehen.

Der Prafungsausschuss oder die Priferdelegation kann
einvernehmlich die Abnahme und Bewertung einzelner
schriftlicher oder sonstiger Prifungsleistungen, deren
Bewertung unabhangig von der Anwesenheit bei der
Erbringung erfolgen kann, so vornehmen, dass zwei
seiner oder ihrer Mitglieder die Prifungsleistungen

selbststandig und unabhdngig bewerten. Weichen die
auf der Grundlage des in der Prifungsordnung vorge-
sehenen Bewertungsschlissels erfolgten Bewertungen
der beiden Prifenden um nicht mehr als 10 Prozent der
erreichbaren Punkte voneinander ab, so errechnet sich
die endgultige Bewertung aus dem Durchschnitt der
beiden Bewertungen. Bei einer gréfseren Abweichung
erfolgt die endglltige Bewertung durch ein vorab
bestimmtes weiteres Mitglied des Prifungsausschusses
oder der Priferdelegation (§ 42 Absatz 5 BBIG).

Sieht die Ausbildungsordnung vor, dass Auszubildende
bei erfolgreichem Abschluss eines zweijahrigen Ausbil-
dungsberufs vom ersten Teil der Abschlussprifung
eines darauf aufbauenden drei- oder dreieinhalbjah-
rigen Ausbildungsberufs befreit sind, so ist das Ergeb-
nis der Abschlussprifung des zweijahrigen Ausbil-
dungsberufs vom Prufungsausschuss als das Ergeb-
nis des ersten Teils der Abschlussprifung des auf dem
zweijdhrigen Ausbildungsberuf aufbauenden drei- oder
dreieinhalbjahrigen Ausbildungsberufs zu Gbernehmen
(§ 42 Absatz 6 BBIG).

Prifungsausschiisse oder Priferdelegationen nach

§ 42 Absatz 2 BBiG kénnen zur Bewertung einzelner,
nicht mdndlich zu erbringender Prifungsleistungen
gutachterliche Stellungnahmen Dritter, insbesondere
berufsbildender Schulen, einholen. Im Rahmen der
Begutachtung sind die wesentlichen Ablaufe zu doku-
mentieren und die fur die

Bewertung erheblichen Tatsachen festzuhalten (§ 39 Absatz
3 BBIiG). Die Beauftragung erfolgt nach den Verwaltungs-
grundsatzen der zustandigen Stelle. Personen, die nach § 3
von der Mitwirkung im Prifungsausschuss auszuschliefSen
sind, sollen nicht als Gutachter tatig werden.

(1)

§ 26 Ergebnisniederschrift, Mitteilung iiber
Bestehen oder Nichtbestehen

Uber die Feststellung der einzelnen Priifungsergeb-
nisse ist eine Niederschrift auf den von der zustandigen
Stelle genehmigten Formularen zu fertigen. Sie ist von
den Mitgliedern des Prufungsausschusses beziehungs-
weise der Priferdelegation zu unterzeichnen und der
zustandigen Stelle ohne schuldhaftes Z6gern (unver-
zliglich) vorzulegen.

Dem Prifling soll unmittelbar nach Feststellung des
Gesamtergebnisses der Prifung mitgeteilt werden,

ob er die Prifung ,bestanden” oder ,nicht bestanden”
hat. Hiertuber erhalt der Prifling eine vom Vorsitz zu
unterzeichnende Bescheinigung. Kann die Feststel-
lung des Prifungsergebnisses nicht am Tag der letz-
ten Prifungsleistung getroffen werden, so hat der
Prifungsausschuss diese ohne schuldhaftes Zégern
(unverziglich) zu treffen und dem Priifling mitzuteilen.
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Sofern die Abschlussprifung in zwei zeitlich auseinan-
derfallenden Teilen durchgeflihrt wird, ist das Ergebnis
der Prafungsleistungen im ersten Teil der Abschluss-
prufung dem Prufling schriftlich oder elektronisch
mitzuteilen (§ 37 Absatz 2 Satz 3 BBIiG). Der erste Teil
der Abschlussprufung ist nicht eigenstandig wiederhol-
bar (§ 37 Absatz 1 Satz 3 BBIG).

Dem Ausbildenden werden auf Verlangen die Ergeb-
nisse der Zwischen- und Abschlussprifung des Auszu-
bildenden Gbermittelt (§§ 37 Absatz 2 Satz 2 und 48
Absatz 1 Satz 2 BBIG).

§ 27 Priifungszeugnis

Uber die Priifung erhélt der Priifling von der zustandi-
gen Stelle ein Zeugnis (§ 37 Absatz 2 Satz 1 BBiG). Der
von der zustandigen Stelle vorgeschriebene Vordruck
ist zu verwenden.

Das Prufungszeugnis enthalt

* die Bezeichnung ,Prifungszeugnis nach § 37 Absatz
2 BBIiG" oder ,Priifungszeugnis nach § 62 Absatz 3 in
Verbindung mit § 37 Absatz 2 BBiG",

« die Personalien des Priflings (Name, Vorname,
Geburtsdatum),

¢ die Bezeichnung des Ausbildungsberufs mit Fach-
richtung oder prifungsrelevantem Schwerpunkt;
weitere in der Ausbildungsordnung ausgewiesene
prufungsrelevante Differenzierungen kénnen aufge-
fahrt werden,

« die Ergebnisse (Punkte) der Priifungsbereiche und
das Gesamtergebnis (Note), soweit ein solches in der
Ausbildungsordnung vorgesehen ist,

* das Datum des Bestehens der Prifung,

« die Namenswiedergaben (Faksimile) oder Unter-
schriften der beauftragten Person der IHK mit Siegel.

* Die Zeugnisse kénnen zusatzliche nicht amtli-
che Bemerkungen zur Information (Bemerkungen)
enthalten, insbesondere Uber die Einordnung des
erworbenen Abschlusses in den Deutschen Qualifi-
kationsrahmen oder auf Antrag der gepruften Person
Uber wahrend oder anlasslich der Ausbildung erwor-
bene besondere oder zusatzliche Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fahigkeiten.

(3)

Im Fall des § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 BBiG enthdlt
das Prufungszeugnis

* die Bezeichnung ,Prifungszeugnis nach § 37 Absatz
2 BBiG",

* die Personalien des Priiflings (Name, Vorname,
Geburtsdatum),

* die einleitende Bemerkung, dass der Prifling
aufgrund der in Teil 1 der Abschlussprufung eines zu
benennenden drei- oder dreieinhalbjahrigen Ausbil-
dungsberufs erbrachten Prifungsleistungen den
Abschluss des zu benennenden zweijahrigen Ausbil-
dungsberufs erworben hat,

die Ergebnisse (Punkte) der Priifungsbereiche von
Teil 1,

gegebenenfalls das Ergebnis von zu benennenden
Prufungsbereichen aus Teil 2 der Abschlussprifung,
wenn die Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten
der Abschlussprufung des zweijahrigen Ausbildungs-
berufs die Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten
der Teil 1-Prufung des drei- oder dreieinhalbjahrigen
Ausbildungsberufs nicht hinreichend abdecken und
die fehlenden Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkei-
ten durch geeignete Prifungsbereiche von Teil 2 der
Abschlussprifung abgedeckt werden kénnen, und

die Feststellung, dass in Teil 1 der Abschlusspru-
fung und den Prifungsbereichen mit den fehlen-
den Fertigkeiten, Kenntnissen und Fahigkeiten von
Teil 2 der Abschlussprifung ausreichende Leistungen
entsprechend der Bestehensregelungen im zweijahri-
gen Beruf erbracht wurden,

das Datum von Teil 2 der Abschlussprifung und

* die Namenswiedergaben (Faksimile) oder Unter-
schriften der beauftragten Person der IHK mit Siegel.

Dem Zeugnis ist auf Antrag des oder der Auszubilden-
den eine englischsprachige und eine franzésischspra-
chige Ubersetzung beizufiigen. Auf Antrag des oder
der Auszubildenden ist das Ergebnis berufsschuli-
scher Leistungsfeststellungen auf dem Zeugnis auszu-
weisen. Der oder die Auszubildende hat den Nachweis
der berufsschulischen Leistungsfeststellungen dem
Antrag beizufuigen. Sofern die Schule nach Landes-
recht verpflichtet ist, die berufsschulische Leistungs-
feststellung an die IHK zu Ubermitteln, hat die IHK die
berufsschulische Leistungsfeststellung nach der Uber-
mittlung auf dem Zeugnis auszuweisen (§ 37 Absatz 3
BBIG).




§ 28 Bescheid iiber nicht bestandene Priifung

(1) Bei nicht bestandener Priifung erhalten der Prifling
und seine gesetzlichen Vertreter von der zustandi-
gen Stelle einen schriftlichen Bescheid. Darin ist anzu-
geben, welche Prifungsleistungen in einer Wiederho-
lungsprufung nicht mehr wiederholt werden mussen
(§ 29 Absatz 2 bis 3). Die von der zustandigen Stelle
vorgeschriebenen Formulare sind zu verwenden.

(2) Auf die besonderen Bedingungen der Wiederholungs-
priafung gemals § 29 ist hinzuweisen.

Fiinfter Abschnitt
Wiederholungspriifung

§ 29 Wiederholungspriifung

(1) Eine nicht bestandene Abschlussprifung kann zwei-
mal wiederholt werden (§ 37 Absatz 1 Satz 2 BBiG).
Es gelten die in der Wiederholungsprufung erzielten
Ergebnisse.

(2) Hat der Prifling bei nicht bestandener Priifung in einer
selbststandigen Prifungsleistung (§ 23 Absatz 2 Satz
2) mindestens ausreichende Leistungen erbracht, so
ist diese auf Antrag des Priflings nicht zu wiederho-
len, sofern der Prifling sich innerhalb von zwei Jahren
— gerechnet vom Tag der Feststellung des Ergebnis-
ses der nicht bestandenen Prifung an — zur Wiederho-
lungsprufung anmeldet. Die Bewertung in einer selbst-
standigen Prifungsleistung (§ 23 Absatz 2 Satz 2) ist im
Rahmen der Wiederholungsprufung zu tbernehmen.

(3) Die Prifung kann frithestens zum ndchsten Priifungs-
termin (§ 7) wiederholt werden.

Sechster Abschnitt
Schlussbestimmungen

§ 30 Rechtsbehelfsbelehrung

Maflnahmen und Entscheidungen der Prufungsausschisse
der zustandigen Stelle sind bei ihrer schriftlichen Bekannt-
gabe an den Prdfling mit einer Rechtsbehelfsbelehrung

gemals § 70 der Verwaltungsgerichtsordnung zu versehen.

§ 31 Priifungsunterlagen

(1) Auf Antrag ist dem Priifling binnen der gesetzlich
vorgegebenen Frist zur Einlegung eines Rechtsbehelfs
Einsicht in seine Prufungsunterlagen zu gewdhren.
Die schriftlichen Prifungsarbeiten sind ein Jahr, die
Niederschriften gemald § 26 Absatz 1 15 Jahre aufzu-
bewahren. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem
Zugang des Prufungsbescheides nach § 27 Absatz 1
beziehungsweise § 28 Absatz 1. Der Ablauf der vorge-
nannten Fristen wird durch das Einlegen eines Rechts-
mittels gehemmt.

(2) Die Aufbewahrung kann auch elektronisch erfolgen.
Landesrechtliche Vorschriften zur Archivierung bleiben
unberuhrt.

§ 32 Priifung von Zusatzqualifikationen

Die Vorschriften dieser Prifungsordnung gelten entspre-
chend fir die Abnahme von Prifungen gemafs § 49 BBiG
(Zusatzqualifikationsprifungen). Das Ergebnis der Prifung
nach § 37 BBiG bleibt unberihrt.

§ 33 Inkrafttreten

Diese Prifungsordnung tritt am Tag der Veroffentli-

chung im Amtsblatt fur Berlin in Kraft. Gleichzeitig tritt

die bisherige Prifungsordnung fur die Durchfihrung von
Abschluss- und Umschulungsprifungen vom 20. Mai 2020,
zuletzt gedndert am 30. November 2022, aul3er Kraft. Die
Prifungsordnung wurde am 15. Januar 2026 gemald § 47
Absatz 1 BBIiG von der Senatsverwaltung fur Arbeit, Sozia-
les, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Antidiskrimi-
nierung genehmigt.

16 Priifungsordnung der IHK Berlin fiir die Durchfiihrung von Abschluss- und Umschulungspriifungen







IMPRESSUM

Herausgeber

IHK Berlin

Fasanenstralse 85

10623 Berlin

Telefon: +49 30 31510-0
Telefax: +49 30 31510-166
E-Mail: service@berlin.ihk.de
www.ihk.de/berlin

Stand
5. Dezember 2025

Titelbild
© JohnnyGreig — iStockphoto.com

18 Priifungsordnung der IHK Berlin fiir die Durchfiihrung von Abschluss- und Umschulungspriifungen







IHK| Berlin




	Erster Abschnitt
Prüfungsausschüsse und Prüferdelegationen
	§ 1 Errichtung
	§ 2 Zusammensetzung und Berufung 
von Prüfungsausschüssen
	§ 2 a Prüferdelegationen
	§ 3 Ausschluss von der Mitwirkung
	§ 4 Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung
	§ 6 Verschwiegenheit

	Zweiter Abschnitt
Vorbereitung der Prüfung
	§ 7 Prüfungstermine
	§ 8 Zulassungsvoraussetzungen für die 
Abschluss- und Umschulungsprüfung
	§ 9 Zulassungsvoraussetzungen für die Abschlussprüfung in zwei zeitlich auseinander fallenden Teilen
	§ 10 Zulassung von Absolventen schulischer 
und sonstiger Bildungsgänge
	§ 11 Zulassungsvoraussetzungen in besonderen Fällen
	§ 12 Zulassung zur Prüfung
	§ 13 Entscheidung über die Zulassung

	Dritter Abschnitt
Durchführung der Prüfung
	§ 14 Prüfungsgegenstand
	§ 15 Gliederung der Prüfung
	§ 16 Besondere Verhältnisse behinderter Menschen
	§ 17 Befreiung von vergleichbaren Prüfungsbestandteilen 
bei der Umschulungsprüfung
	§ 18 Prüfungsaufgaben
	§ 18 a  Durchführung schriftlicher Prüfungsleistungen
	§ 18 b Virtuelle Teilnahme von Prüfenden
	§ 19 Nichtöffentlichkeit
	§ 20 Leitung, Aufsicht und Niederschrift
	§ 21 Ausweispflicht und Belehrung
	§ 22 Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße
	§ 23 Rücktritt, Nichtteilnahme

	Vierter Abschnitt
Bewertung, Feststellung und Beurkundung 
des Prüfungsergebnisses
	§ 24 Bewertungsschlüssel
	§ 25 Bewertungsverfahren, Feststellung 
der Prüfungsergebnisse
	§ 26 Ergebnisniederschrift, Mitteilung über 
Bestehen oder Nichtbestehen
	§ 27 Prüfungszeugnis
	§ 28 Bescheid über nicht bestandene Prüfung

	Fünfter Abschnitt
Wiederholungsprüfung
	§ 29 Wiederholungsprüfung

	Sechster Abschnitt
Schlussbestimmungen
	§ 30 Rechtsbehelfsbelehrung
	§ 31 Prüfungsunterlagen
	§ 32 Prüfung von Zusatzqualifikationen
	§ 33 Inkrafttreten


